
Peter Schaar 
Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit a.D.
Vorsitzender der Europäischen Akademie für Informationsfreiheit und Datenschutz (EAID)
E-Mail: schaar@eaid-berlin.de

Redemanuskript 30. Mai 2015 auf der Kundgebung „Rechtsanwälte gegen 
Totalüberwachung“ 
(Es gilt das gesprochene Wort!) 

Hannah Arendt bezeichnete es in ihrem 1951 erschienenen Werk über die Ursprünge und Elemente 
des Totalitarismus als den schrecklichen Traum einer modernen totalitären Polizei, jederzeit 
nachvollziehen zu können, wer mit wem in Beziehung steht und wie intensiv und intim diese 
Beziehung jeweils ist. 

Heute sind wir dieser Schreckensvision bereits sehr nahe. Alle möglichen Geräte erzeugen jede 
Menge so genannter Metadaten. Die ungeheure Masse dieser Metadaten offenbart nicht bloß, wer 
mit wem vernetzt ist. Festgehalten wird auch, wo man sich zu jedem Zeitpunkt aufhält. So lässt sich 
mittels Funkzellenabfrage herausfinden, wer an der heutigen Kundgebung teilnimmt. Nur die 
wenigen von Ihnen, die weder ein Handy noch ein Smartphone in der Tasche haben, können 
vermutlich nicht geortet werden. Ganz sicher können allerdings auch sie nicht sein, denn sogar 
Kleidungsstücke sind heute mit Funkchips ausgestattet. Dass diese Vorstellung keine Übertreibung 
ist, belegen Praktiken im Freistaat Sachsen, wo wiederholt im Vorfeld von Anti-Nazi-
Demonstrationen umfassende Funkzellenabfragen angeordnet und durchgeführt wurden. Dies 
Beispiel zeigt: Wer den Datenschutz aushöhlt, gefährdet damit auch andere Grundrechte. Die 
Versammlungsfreiheit genauso wie die Meinungsfreiheit! 

Deshalb ist es ein Ärgernis, dass die Bundesregierung die Anbieter von 
Telekommunikationsdiensten erneut zur Vorratsdatenspeicherung zwingen will. Skandalös ist auch 
das Verfahren, mit dem das Gesetz durch den Bundestag gebracht werden soll: Innerhalb weniger 
Wochen, ohne Möglichkeit zur intensiven öffentlichen und parlamentarischen Prüfung und 
Diskussion. Den Verbänden hat das Bundesjustizministerium seinen Referentenentwurf eine Woche 
vor der Verabschiedung durch das Bundeskabinett zur Kenntnis gegeben. Ein Feedback wurde 
offenbar nicht erwartet. Trotzdem wurden unter großem Zeitdruck viele kritischen Stellungnahmen 
formuliert. Sie kamen nicht nur von von den üblichen Verdächtigen - Datenschützern, 
Bürgerrechtlern und Rechtsanwälten -, sondern auch aus der Wirtschaft. Nichts davon hat die 
Bundesregierung berücksichtigt. Dabei ist diese Eile nicht geboten. Mehr als fünf Jahre hat es in 
Deutschland keine Vorratsdatenspeicherung gegeben, nachdem das Bundesverfassungsgericht das 
Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung für verfassungswidrig erklärt hatte. 

Übrigens war auch die verfassungswidrige erste Vorratsdatenspeicherung 2007 von einer Großen 
Koalition eingeführt worden. Auch eine europarechtliche Verpflichtung zur Einführung der 
Vorratsdatenspeicherung besteht nicht mehr, seit der Europäische Gerichtshof im letzten Jahr die 
EU-Richtlinie zur VDS für null und nichtig erklärt hat, weil sie gegen Art. 7 und Art. 8 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union verstößt. 

Im Vorblatt des Gesetzentwurfs hat das Bundesjustizministerium in die Rubrik „Alternativen“ das 
Wort „Keine“ eingetragen. Dabei ist die Vorratsdatenspeicherung alles andere als alternativlos. Wer 
die Vorratsdatenspeicherung - wie Justizminister Heiko Maas – wider besseres Wissen als 
alternativlos bezeichnet, versucht von seiner eigenen politischen Verantwortung abzulenken. 

Es ist bemerkenswert, dass derselbe Gesetzentwurf auch ein Torpedo gegen die Meinungs- und 
Pressefreiheit enthält: Die neue Strafvorschrift zur „Datenhehlerei“. Danach würde sich auch 



strafbar machen, wer sich Informationen über illegale Aktivitäten von Firmen oder Behörden 
verschafft, die von Insidern stammen, oder wer solche Informationen öffentlich macht. Sowohl die 
Betreiber von Whistleblower-Plattformen als auch Blogger müssten damit rechnen, bis zu drei 
Jahren im Gefängnis zu verbringen oder hohe Geldstrafen zu zahlen. Hätte es diesen Straftatbestand 
schon gegeben, wäre eine Vielzahl der Berichte über illegale Aktivitäten von Geheimdiensten 
strafbar gewesen, die auf Erkenntnissen von Whistleblowern wie Edward Snowden und Chelsea 
Manning basierten, „die nicht allgemein zugänglich sind und die ein anderer durch eine 
rechtswidrige Tat erlangt” hat. Auch Journalisten müssten grundsätzlich mit strafrechtlicher 
Verfolgung rechnen, wenn sie sich aus derartigen Quellen stammende Informationen weit im 
Vorfeld einer Veröffentlichung verschaffen oder solche Informationen weitergeben. Zudem würden 
sich journalistisch tätige Amateure und Blogger, die entsprechende Informationen sammeln oder 
veröffentlichen, auf jeden Fall strafbar machen, denn bei ihnen würde die vorgesehene 
Ausnahmeregelung auf keinen Fall greifen, da sie ja nicht in “Wahrnehmung dienstlicher oder 
beruflicher Pflichten” handeln. 

Leider wird der parlamentarische Gegenwind die Große Koalition wohl allein nicht davon abhalten, 
die Vorratsdatenspeicherung und andere Einschränkungen von Bürgerrechten zu beschließen. Umso 
wichtiger ist es, dass wir als Bürgerinnen und Bürger auch außerparlamentarisch deutlich machen, 
dass wir nicht damit einverstanden sind und dass wir es für fatal halten, wenn Grundrechte auf den 
Altar vermeintlicher Sicherheit geopfert werden!

Die totalitären Überwachungsalbträume, die Hannah Arendt schon vor einem guten halben 
Jahrhundert plagten, dürfen nicht zur Realität des 21. Jahrhunderts werden!


